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Iſt die Centraliſatian des Armenweſens nothwendig? 
Wie kann ſie durchgeführt werden? 


Von Friedrich von Stellwag-Carion, k. k. Concepts-Prakticant der u. ö. 
Statthalterei. 


So divergirend auch die Anſichten über die Art der Armenpflege 


ſein mögen, in dem einen Punkte treffen ſich alle, daß die Armenpflege, 
wie ſie gegenwärtig in den Ländern unſerer Monarchie gehandhabt 
wird, nie zur Erreichung des Zweckes führen kann und daß eine Aende— 
rung dringend geboten iſt. In dieſer Beziehung hat es denn auch 


namentlich in der neueſten Zeit nicht an Vorſchlägen gefehlt, die indeß 


trotz ihrer ſonſtigen Vorzüge meines Wiſſens den Fehler hatten, daß ſie 
im Allgemeinen die Vortheile des verfochtenen Principes hervorhoben, 
es aber unterließen, zu zeigen, wie dieſe Vortheile auf Grundlage unſerer 
gegenwärtigen Armenpflege ausgenützt werden konnten und worin das 
Unzureichende der gegenwärtigen geſetzlichen Beſtimmungen beſtehe. 


Ich weiß nicht, welche der verſchiedenen Anſichten ſchließlich die 
(im $ 36 f. Niederöſterr.) einfach beſtimmte: der Ausſchuß habe für 


Oberhand gewinnen wird. Wenn ich hier der Centraliſation das Wort 
rede, ſo geſchieht es nur, weil die Entwicklungsgeſchichte des Armen— 
weſens in unſeren und ſremden Ländern mir keinen anderen Weg zeigt, 
um endlich die Uebel zu heilen, an denen unſere Armenpflege von ihrem 
Anbeginn krankt und weil ich nur in ihr Vortheile erblicke, die kein 
anderes Syſtem zu bieten vermag. Ob wir uns der letzteren theilhaftig 


machen können, iſt eine Frage, zu deren Löſung ich in dem Nachfolgenden 


einiges beitragen möchte; vor Allem aber dürfte es nicht ohne Intereſſe 
für die Sache ſein, in Kürze die verſchiedenen Phaſen zu erwähnen, die 
unſere Armenpflege in den letzten hundert Jahren durchlaufen hat. 
Bereits im Jahre 1779 hatte Graf Boucqudi begonnen, auf feinen 
Herrſchaften Armeninſtitute zu errichten, die mittelſt freiwilliger Spenden 
erhalten wurden und ſich als ſo vortheilhaft erwieſen, daß Kaiſer 
Joſef II. ſich veranlaßt ſah, mit den Hofdecreten vom 16. und 22. Mai 
1783 die Errichtung von derlei Inſtituten auf dem flachen Lande über— 
haupt anzuordnen. Mit kaiſerl. Verordnung vom 1. Februar 1784 
(Jof. 6. Band, 2. Aufl., S. 176) wurde beſtimmt, daß rückſichtlich 


der Armenpflege jede Pfarrei einen Bezirk, jede Dechantei einen Haupt⸗ 
bezirk bilden und daß die Grundobrigkeiten die Vorſteher dieſer Bezirke ſein 
ſollten. Die Hoffnungen, die man auf dieſe Inſtitution geſetzt hatte, wurden 


indeß nicht verwirklicht. Schon die nächſten Jahre brachten eine Unzahl 
von Hofdecreten, aus denen zu entnehmen iſt, daß die Einhebung, Ab⸗ 


fuhr und Vertheilung der Armengelder nicht in jenem Sinne vorgenommen 
wurde, in welchem fie hohen Orts gemeint war, und im. Jahre 1846 
ſah man ſich veraulaßt, eine erſchöpfende Inſtruction über die Verwal⸗ 
tung der in Niederöſterreich außer Wien beſtehenden Armeninſtitute 
zu erlaſſen (Hofdec. v. 21. Julius 1846, Z. 23.753). Durch das 
proviſoriſche Gemeindegeſetz vom 17. März 1849 (88 22 und 23) 
wurde die Anſpruchsberechtigung jedes Armen auf Verſorgung in ſeiner 


Gemeinde nach Maßgabe der nachgewieſenen Bedürftigkeit definitiv aus⸗ 


geſprochen und ($ 84) dem Ausſchuſſe zur Pflicht gemacht, wenn die 
hiezu beſtimmten Mittel der Wohlthätigkeitsvereine und beſtehenden An⸗ 


ſtalten nicht ausreichen, den Bedeckungsbeitrag aus der Gemeindecaſſe zu 


beſchaffen. 

War damit auch ein Schritt weiter gethan, ſo hatte man doch 
zwei Fälle außer Auge gelaſſen. Was ſollte nämlich einerſeits geſchehen, 
wenn die Zuſtändigkeit des Bedürftigen im Augenblicke des Bedürfniſſes 
nicht bekannt war und erſt nach längerer Verhandlung conſtatirt werden 
konnte, was andererſeits, wenn auch aus der Gemeindecaſſe das 
Erforderliche wegen Mangels an Aetiven nicht beſtritten werden konnte? 

Als endlich das Heimatsgeſetz vom 3. December 1863, R. G. Bl. 
Nr. 105, dem erſteren Uebelſtande dadurch abhalf, daß es die Gemeinden 
(8 28) verpflichtete, auch auswärtige Arme (vorbehaltlich des Regreßrechtes 
an die Zuſtändigkeitsge meinde) im Falle augenblicklichen Bedürfniſſes zu 
unterſtützen, mußte der zweite, wenigſtens zeitweilig um ſo fühlbarer 
werden, da hiedurch die Anforderungen erhöht worden waren. 

Das Gemeindegeſetz (für Niederöſterr., Geſ. vom 31. März 
1864, L. G. Bl. Nr. 5) beſeitigte indeß auch dieſe Klippe, indem es 


die weitere Unterſtützung der Armen zu ſorgen, wenn hiezu die Mittel 
der beſtehenden Wohlthätigkeits- und Armenanſtalten und Fonde nicht 
ausreichen. Es ward ihm ſomit nicht nur die Möglichkeit geboten, auch 
beim Fehlen von Activen in der Gemeindecaſſe im Wege der Umlage 
die Erſorderniſſe der Armenpflege aufzubringen, ſondern er ward hiezu 
auch verpflichtet, da durch das obige Geſetz und die ſpäter erfolgte 
Uebergabe der Pſarrarmeninſtitute an die Gemeinden die Armenver⸗ 
ſorgung vollſtändig in ſeinen Wirkungskreis gefallen war. 

Die Mittel, welche zur Erfüllung dieſer Pflicht nunmehr geſetz⸗ 
lich beſtimmt ſind, beſtehen: 1. In einem Vermögen. 2. In freiwilligen 
Spenden. 3. In deni Armeninſtitute zugewendeten Erbſchaften und Ver⸗ 
mächtniſſen. 4. In Percenttheilen von Verlaſſenſchaften, die einen be⸗ 
ſtimmten Betrag überſteigen. 5. In dem Armendrittel von den Inteſtat⸗ 
verlaſſenſchaften aller Weltprieſter und aller Prieſter aufgehobener Klöſter. 
6. In Percenten von dem Betrage des Verkaufes im Wege der Lici⸗ 
tation (außer den Executions- und Cridafällen). 7. In Strafgeldern 


nach § 241 des Strafgeſetzes und allen für Polizeivergehen verhängten 
Geldſtrafen, welche nicht ausdrücklich eine andere geſetzliche Widmung 
haben. 8. In Taxen für das Offenhalten über die Sperrſtunde, für 
Muſik⸗ und Spectakellicenzen. 9. In dem Erlöſe für verfallen erklärte 
und im Licitationswege veräußerte Gegenſtände (Maße, Gewichte, 
Wafſen ꝛc.). 

Trotz alldem mehren fich täglich die Klagen der Armen. Die 
meiſten, welche ſich an ihre Zuſtändigkeitsgemeinde um Aufnahme in die 
heimatliche Verſorgung wenden, werden ohne Rückſicht auf ihre Bedürf— 
tigkeit zurückgewieſen und wenn es ihnen endlich durch Vermittlung der 
höheren Behörden gelingt, aufgenommen zu werden, ſo erhalten ſie das 
Erforderliche in ſo geringem Ausmaße, daß der vulgäre Satz: „Zu 


wenig zum Leben, zu viel zum Sterben“ wohl kaum auf ein anderes 


Individuum beſſer paßt als auf eines, das darauf angewieſen iſt, ſein 
Daſein in der Verſorgung ſeiner Heimatsgemeinde zu friſten. Eine dies⸗ 
bezügliche Aufrage an die Gemeinden wird ſtets dahin beantwortet, daß 
ſie ein Mehr zu leiſten aus Mangel an Mitteln nicht im Stande 
ſeien. Die Nichtigkeit dieſer Antwort muß ſich nach dem oben Geſagten 
von ſelbſt ergeben, zumal wenn man bedenkt, daß Graf Bouequoi mit 
freiwilligen Spenden allein fo durchſchlagende Reſultate zu erzielen ver— 
mochte, daß der Staat ſich zur Nachahmung veranlaßt ſah und daß 
das Geſetz nicht die vollſtändige Verſorgung der Verarmten, ſondern 
nur die Unterſtützung derſelben in dem Maße fordert, als ſie nicht im 
Stande ſind, die nothwendigen Lebensbedürfniſſe ſich ſelbſt zu verſchaffen 
und als nicht Verwandte vorhanden ſind, welche in erſter Linie zu ihrer 
Unterſtützung berufen und fähig ſind, dieſer Pflicht nachzukommen. 


Der wahre Grund unſerer ſchlechten Armenpflege liegt auch weder 


in der Unzulänglichkeit der Fonde, noch in einem Uebermaße Hilfsbedürf— 
tiger, ſondern vom Anbeginn an in der ſchlechten Verwaltung der erſteren 
und in dem Mangel au Controle. 

Wer nur kurze Zeit im Executivdienſt einer Verwaltungsbehörde 


geſtanden iſt und die Vermögensgebarung der Landgemeinden kennen 


gelernt hat, wird zugeben müſſen, daß von einer Rechnungsführung, wie 
ſie ein ſo großer Haushalt erfordert, nicht geſprochen werden kann. Um 
ein Beiſpiel zu geben, will ich eines eclatanten Falles Erwähnung tbun, 
der mir während meiner Praxis vorgekommen iſt. Bei einer Gemeinde 
ſollte ein größeres Paſſivum durch eine Umlage gedeckt werden. Um die 
Nothwendigkeit derſelben darzuthun, ward dem Anſuchen die Gemeinde— 
rechnung angeſchloſſen, in welcher die Summe der Einnahmen mit 
3000 fl., jene der Ausgaben aber nur mit 1000 fl. verzeichnet war 
und daher die Ausſchreibung der Umlage nichts weniger als nothwendig 
ſchien. Ein vberflächliches Durchſehen der einzelnen Poſten zeigte nun 
bald den Fehler. Das aufgenommene Darlehen per 2000 fl. war wohl 
unter die Einnahmen, nicht aber auch zugleich unter die Ausgaben geſtellt 
worden. Wird nun die Verrechnung ſchon bei fo großen Beträgen ſchlecht 
geſührt, ſo kann man ſich leicht denken, wie mit kleinen manipulirt 
wird. Ein häufig vorkommender Fall iſt auch der, daß das Gemeinde— 


vermögen ohne jede Sicherſtellung an Gemeindemitglieder ausgeliehen 


wird, welche nicht nur das geliehene Capital, ſondern auch die fälligen 
Jntereſſen nicht zurückzahlen. Die Folge davon iſt, daß alle Augenblicke die 


Ausſchreibung einer Umlage nöthig wird, denn der jeweilige Gemeinde- 


vorſtand fürchtet die energiſche Eintreibung der aushaftenden Capitalien, 
weil er ſich dadurch mit ſeinen Mitbürgern verfeindet und dieſe Feind— 
ſchaft nach Ablauf ſeiner kurzen Amtsthätigkeit für ihn allzuſehr fühl⸗ 
bar wird. 

Das Geſagte wird genügen, um daraus ſchließen zu können, wie 
mit den zum Armenfond einlaufenden Beträgen verfahren wird und 
welche Bedeutung der Behauptung der Gemeinden beigelegt werden 
kann, daß die vorhandenen Mittel nicht zureichen. 

Beidem könnte durch das Schaffen einer Controle abgeholfen 
werden; aber ich halte dies bei der gemeindeweiſen Verſorgung ohne 
einen bedeutenden Koſtenaufwand für unmöglich. England, welches 
bereits unter Heinrich VIII. die Armenpflege in die Haäude der Ge- 
meinden gelegt und das diesbezügliche Geſetz im Jahre 1601 durch 
Eliſabeths 43 Eliz. c. 2 zu einem Abſchluſſe gebracht hatte, ſtand 
ſchon vor 279 Jahren auf demſelben Standpunkte, auf welchen uns 
das Heimatsgeſetz vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, und 
das jetzige Gemeindegeſetz geſtellt hat. Als die Armenkoſten in England 
(welche dort hauptſächlich durch eine eigene Armeuſteuer gedeckt wer— 
den) durch die 


ſchlechte Gebarung vom Jahre 1750—1801 von 
4,000.000 Thaler Gold auf 47,000.000 Thaler Gold geſtiegen 
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waren, wußte man ſich nicht anders zu helfen, als daß man durch die 
ſogenaunte Gilbert Act, 22 geo. III. c. 83 beſoldete Armen— 
verwaltungsbeamte auſſtellte. Auf dieſem Fundamente wurde weiter⸗ 
gebaut, bis durch das Armengeſetz von 1834 4 et 5 Will. IV. C. 76 
eine weit ausgedehnte Controle und Organiſationsgewalt unter einer 
königlichen Centralbehörde (The Poor Law Commissıoners for Ene- 
land and Wales) eingeführt wurde. Wie hoch England ſeine Armen⸗ 
beamten zu ſtehen kommen, mag daraus entnommen werden, daß der 
Etat für die Centralbehörde allein im Jahre 1856 war: 1 President mit 
12.000 Thaler Gold, 2 Seeretarjes und 2 Assistant Seeretarios mit 
5400 — 9000 Thaler Gold, 12 Inspectors mit 4200 Thaler Gold 
und durchſchnittlich noch einmal ſo viel für Reiſekoſten. 

Blieben wir bei der gemeindeweiſen Verſorgung der Armen, fo 
müßten wir uns trotz alles Sträubens endlich doch auch entſchließen, 
einen großen beſoldeten Apparat ins Leben zu rufen, deſſen Erhaltungs⸗ 
koſten aus dem Armeuvermögen beſtritten werden müßten, da der 
Staat und die einzelnen Länder ſich ſchwerlich hiezu herbeilaſſen würden. 
Hiedurch würde aber dem eigentlichen Zwecke ſo viel entzogen, daß 
man nach und nach aus Erſparungsrückſichten die Zahl der Beamten 
verringern würde, wodurch von ſelbſt die territorialen Grenzen des 
Geſchäftskreiſes erweitert und ſomit ein Schritt weiter zur Centrali⸗ 
ſation gethan würde. 


Anders aber würde ſich die Sache geſtalten, wenn wir an Stelle 
der gemeindeweiſen, die bezirksweiſe Verſorgung treten ließen und 
Bezirksarmenhäuſer errichten würden. 

Wir könnten alsdann mit einem unbedentenden beſoldeten Apparat 
nicht nur eine geordnete Verwaltung und Controle ſchaffen, welche die 
vollſtändige Verſorgung Hilfsbedürftiger und die Vergrößerung des 
Stammcapitales ermöglichen würde, ſondern wir könnten auch die 
Bettelei und Landſtreicherei einſchräuken, ohne daß es nothwendig wäre, 
den Gemeinden ihren Einfluß auf dieſen Verwaltungszweig zu nehmen. 

Wir haben bisher das Prineip verfolgt, nicht nur die Zinſen des 
Armeuvermögens, ſondern auch die durch Strafgelder u. dgl. einlaufenden 
Beträge von Jahr zu Jahr zu verwenden, ohne daß für eine rationelle 
Vergrößerung des Stammcapitales geſorgt worden wäre. Und doch iſt 
dies von großer Wichtigkeit, da die Bevölkerung jedes Staates und 
ſomit auch die Zahl Hilfsbedürftiger um ſo größer wird, je weiter 
dieſer in der Cultur vorſchreitet. 

O. Möllinger, Director des mathematiſchen Juſtitutes in 
Flundern, hat in einer vortrefflichen Brochure ) an der Hand der 
Mathematik gezeigt, wie Beiträge zu Armenzwecken verwaltet und ver— 
wendet werden ſollen. Er nennt ſein Syſtem das „cyeliſche Verwaltungs⸗ 
ſyſtem“ und nimmt als Verwaltungsperiode einen Zeitraum von zehn 
Jahren an. Das dabei beobachtete Princip iſt höchſt einfach. 

Wir betrachten es — um mit Möllinger zu ſprechen — als 
die treueſte und gewiſſeuhafteſte Verwaltung, wenn wir ein Capital 
als eine jährlich wiederkehrende Ausſaat und ſeine Zinſen am Schluſſe 
des Jahres als die Jahresernte anſehen, welche vollſtändig an Die⸗ 
jenigen vertheilt werden muß, für welche ſie beſtimmt iſt. 

Dennoch gibt man ſich bei jener Verwaltungsmethode einer 
großen Selbſttäuſchung hin. Sie iſt in der That eine ſehr verſchwen⸗ 
deriſche, denn man erleidet dabei ſchon in kurzen Zeiträumen ſehr große, 
in längeren Zeiträumen aber progreſſiv fortſchreitende, ungeheure Ver⸗ 
luſte an Capital und Zinſen. 

Werden aber durch eine längere Zeit, z. B. durch 10 Jahre, die 
Zinſen zum Capital geſchlagen und mit dieſem verzinſt, dann 4 der 
Zinſen zu wohlthätigen Zwecken verwendet, während „ zum Capitale 
geſchlagen und mit dieſem, ſo wie in den erſten 10 Jahren, wieder 
weiter verzinſt wird, ſo wachſen ſowohl das Capital als die Zinſen 
ſo raſch au, daß man in kurzer Zeit bei Verwendung von nur 
des jährlichen Zinſenerträgniſſes mehr disponibel hat, als die 
Jahreszinſen des Stammcapitales betrugen. Dabei iſt aber auch das 
letztere angewachſen. 

Setzen wir den Fall, zwei Menſchenfreunde haben an zwei Kinder- 
aſyle A und B je 10.000 fl. geſchenkt. Die Verwaltung der Anſtalt A 
verwende die Zinſen des erſten Capitales bei einem Zinsfuße von 
4 Percent von Jahr zu Jahr; der Verwalter der zweiten Anſtalt B 
aber lege das Capital von 10.000 fl. auf Zinſeszins an und ver⸗ 


*) „Das cyeliſche Verwaltungsſyſtem“, herausgegeben in Zürich, 1879. 


wende nach je 10 Jahren nur *, der Zinſen und ſetze ', derſelben 
dem Capitale zu, ſo würden ſich folgende Reſultate ergeben: 
Die Anſtalt A bezieht bei einer jährlichen Zinsbenutzung: 


Vom 1. bis zum Ende des 10. Jahres. 4000 fl. 
„ » 4000 „ 
„ Olle. % , , 80 5 4000 „ 
7 31. 1 77 77 " 40. m 4000 " 
Bee , 5... 5 4000 „ 
1 51. Ir " " 7% 60. " f 4000 . 

Die Anſtalt A bezieht alſo innerhalb 60 Jahren 
die Zinsſumme von. 24.000 fl. 


und das Capital von 10.000 i. ift unverändert geblieben. 


Die Anſtalt B bezieht bei einer zehnjährigen Verwaltung und 
bei einer Verwendung von je *, der Zinſen und Zinſeszinſen: 


Am Schluſſe des 10. Jahres 4002 fl. 40 kr. 
5 5 „ 4086 „ 60 „ 
70 N „ AU All „ e 
5 1 % A ee , e 
2 „ " 50. 1 5423 17 40 " 
" " le, „ 93 ee 

Die Anſtalt B bezieht innerhalb 60 Jahren 
an Zinſen eine Summe von . „ „ od TO 


und das Capital von 10.000 fl. iſt nach 60 Jahren auf die Höhe 
von 17.000 fl. angewachſen. Der eine Menſchenfreund hat alſo in 
Folge des zehnjährigen Verwaltungsbetriebes mit demſelben Capitale 
von 10.000 fl. der von ihm beſchenkten Anſtalt innerhalb 60 Jahren 
eine um 5018 fl. oder um faft 21 Percent größere Nutzung verſchafft 
und zugleich den folgenden Generationen ein Capital übergeben, welches 
dasjenige des anderen Menſchenfreundes um 7000 fl., d. h. um 
70 Percent, überſteigt. 

Aber auch bei der einjährigen Verwaltungsmethode ſind die 
Reſultate nicht zu verachten, wenn an dem Principe feſtgehalten wird, 
daß jährlich nur ¼ der Zinſen verwendet werden und u dem Capitale 
zugeſchlagen wird. 


N Da dies unſeren Zwecken allein dienlich ſein kann, ſo laſſe ich 
hier eine detaillirtere Berechnung folgen: 


See 8 (4%) 7 Dr Capital 

& am Anfange eſammt⸗ 5 „mb am Ende des 

Jahr des Jahres] zinſen ] Zinſen [ Zinsen ] Jahres 

fl. LL D fl. kr. 
1 10000 400 — 320 80 10080 h 
2 10080 403 20 322 | 56 80 | 64 10160 | 64 
3 10160 64 406 43 325 15 81 28 10241 92 
4 10241 92 409 68 327 75 81 93 10323 85 
50 10323 85 412 95 330 36 82 59 10406 44 
6 10406 44 416 26 333 01 83 25 10489 69 
750 10489 69 419 58 335 67 83 91 10573 60 
8 10573 60 422 94 338 36 84 58 10658 18 
9 10658 18 426 33 341 07 85 26 10743 | 44 
10 10743 44 429 74 343 80 85 | 94 10829 | 38 
20 11634 | 58 465 38 372| 31 93 | 07 11727 | 65 
30 12599 | 64 503 | 98 403 19 100 | 79 12700 | 43 
40 13644 73 545 79 436 | 64 1095 215 13753 | 88 
50 14775 | 98 591 03 472 83 118 | 20 14894 | 18 
60 16001 47 640 | 05 512 04 128 | 01 16129 | 48 
Geſammtbetrag ö | | 
in 60 Jahren 30649 4224519 94 | 6129 48 
Wir haben ſomit innerhalb 60 Jahren bei einer Verwendung 


von nur / der Zinſen um 519 fl. 94 kr. mehr dem Zwecke zuge⸗ 
führt, als wenn wir dieſe jährlich ganz verwendet hätten und haben 
außerdem das Capital um 6129 fl. 48 kr. vergrößert. 


Nehmen wir nun den größten und kleinſten politiſchen Bezirk 
Niederöſterreichs mit 179, beziehungsweiſe 13 Ortsgemeinden und 
nehmen wir an — was nach den vorhandenen Daten der Wirklichkeit 
entſprechen dürfte — daß jede Gemeinde ein Armenvermögen von durch— 
ſchnittlich 800 fl. befitzt, ſo haben wir in dem einen Bezirke ein Stamm⸗ 
capital von 143.200 ft., in dem anderen von 10.400 fl. Das Re⸗ 
ſultat der Gebarung mit dieſen Capitalien iſt: ° 
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1. Bei der jährlichen Verwendung der ganzen Intereſſen: 


Capital g itals Capital 
rc. am Anfange des ee 1 5555 am Ende des 
Jahr Jahres * 5 | Jahres — 

1 1 fl. kr fl. kr. 

) 143200 | — 5728 | — — — 143200 — 
1.) 104100 1 10400 — 
60. 143200 — 343680 — - 143200 

= 10400 — 24960 — — — 10400 — 
2. Bei der jährlichen Verwendung von nur *,, der Zinſen: 

\ 143200 ® 4582 40 1145 60 144345 60 
SR 10400 — 332 80 83 20 10483 20 
60. 229140 — 351120 87775 230975 
16641 25498 — 6374 — 16774 — 

Es gelangen ſomit innerhalb derſelben Zeit bei der zweiten 


Verwaltungsart um 17.440 fl., beziehungsweiſe um 538 fl. mehr zur 
Verwendung als bei der erſten und das Anfangscapital wird gleich⸗ 
zeitig um 87.775 fl., reſpective um 6374 fl. vergrößert. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Frage der Feſtſetzung und Verhängung von Strafen auf die Ver- 
fürzung eines Gemeindegefälles. “) 

Das k. k. Miniſterium des Innern fand unterm 7. Februar 
1880, 3. 18.733 v. J. 1879, dem Miniſterialrecurſe der Stadkgemeinde 
B. gegen die Entſcheidung der böhmiſchen Statthalterei vom 28. Auguſt 
1879, 3. 41.740, mit welcher das von dem Stadtrathe in B. am 
26. October 1878, Z. 3972, gefällte und von der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in B. am 1. April 1879, 3. 354, beſtätigte Erkenntniß, be⸗ 
treffend die Verurtheilung des Thomas H. wegen Umgehung der Bier- 
kreuzerumlage zu einer Geldſtrafe von 29 fl. wegen Incompetenz des 
genannten Stadtrathes behoben, die Competenz der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in erſter Inſtanz in dieſer Angelegenheit ausgeſprochen und der 
Bezirkshauptmannſchaft rückſichtlich des Beſchluſſes des Gemeindeaus⸗ 


ſchuſſes in B. vom 8. Auguſt 1877 in Betreff der für die Uebertretung 
der Bierumlage feſtgeſetzten Strafen die Amtshandlung im Sinne des 


§ 102 der Gemeindeordnung aufgetragen wurde, aus nachſtehenden 
Gründen keine Folge zu geben. 

Nach § 35 der Gemeindeordnung kann der Gemeindeausſchuß 
innerhalb der beſtehenden Geſetze nur ortspolizeiliche Vorſchriften 
erlaſſen und gegen die Nichtbefolgung derſelben Strafen androhen. 

Die Einhebung der Bierauflage in der Gemeinde B. kann aber 
als eine ortspolizeiliche Angelegenheit nicht angeſehen und behandelt 


werden, es hat ſomit die Gemeindevertretung in B. nicht das Recht, 


auf die Verkürzung des ſtädtiſchen Gefälls beſtimmte Strafen feſtzuſetzen 


und zu verhängen, ſondern in ſolchen Uebertretungsfällen iſt in Gemäß⸗ 


heit der Miniſterialverordnung vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61, 
die Competenz der politifhen Behörden begründet und die Strafe der 
Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, 
anzuwenden. K. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. I. Quartal. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Ackerbau⸗ 
miniſteriums. 
J. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. 
Nr. 1. Abdruck von Nr. 144 R. G. Bl. ex 1879. 
Nr. 2. Abdruck von Nr. 143 R. G. Bl. ex 1879. 
Nr. 3. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Tirol und Vorarlberg 
vom 25. October 1879, Z. 2536, L. G. Bl. Nr. 49, enthaltend: I. Die Voll⸗ 
zugsvorſchrift zur Durchführung der Etſchregulirung von der Paſſer- bis unter⸗ 


) Vergl. die Mittheilungen in Nr. 6 auf S. 22 d. Jahrg. 1875 und 
in Nr. 36 auf S. 162 des Jahrg. 1879 dieſer Zeitſchrift. 


halb der Eifadmündung. II. Die Vollzugsvorſchrift über die Durchführung der 
Etſchregulirung von Gmund bis Maſetto. III. Die Vollzugsvorſchrift über die 
Durchführung der Etſchregulirung von der Eiſenbahnbrücke in St. Michael bis Sacco. 

Nr. 4. Circular des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 3. December 1879, 
Z. 11.371, an ſämmtliche Landwirthfchafts⸗Geſellſchaften und Vereine, betreffend 
Maßregeln gegen Uebelſtände im Hopfenhandel. 

II. Stück. Ausgeg. am 24. Februar. 

Nr. 5. Abdruck von Nr. 6 R. G. Bl. 

Nr. 6. Abdruck von Nr. 15 R. G. Bl. 

Nr. 7. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 15. Jänner 
1880, 3. 2871, L. G. Bl. Nr. 3, betreffend die Zuſammenſetzung und den 
Wirkungskreis des Landesculturrathes für Böhmen. 

Nr. 8. Kundmachung des k. k. Statthalters für Tirol vom 24. December 
1879, 3. 20.670 — Bau, L. G. Bl. Nr. 58, betreffend die Beſtimmung des Zeit⸗ 
punktes für den Beginn der Arbeiten der Etſchregulirung von der Paſſermündung 
bis Sacco. 

Nr. 9. Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 15. Februar 1880, Z. 4401, 
an die Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſenbahnen, betreffend die Mitführung 
von Handmunition in den Eiſenbahncoupes. 

III. Stück. Ausgeg. am 28. März. 

Nr. 10. Abdruck von Nr. 19 R G. Bl. 

Nr. 11. Abdruck von Nr. 29 R. G. Bl. 

Nr. 12. Abdruck von Nr. 24 R. G. Bl. 

Nr. 13. Geſetz vom 14. November 1879, L. G. Bl. Görz Nr. 3 ex 
1880, über die Vertheilung der Gemeindegründe der Fractionen Verh und Pekel 
in der Gemeinde Reifenberg. 

Nr. 14. Geſetz vom 14. November 1879, L. G. Bl. Görz Nr. 4, über 
die Vertheilung der Gemeindegründe der Fractionen Preſerje, Zajei und St. Cate⸗ 
rina in der Gemeinde Reifenberg. 

Nr. 15. Geſetz vom 14. November 1879, L. G. Bl. Görz Nr. 5, über 
die Vertheilung der Gemeindegründe der Fractionen Birſi und Bizjaki in der 
Ortsgemeinde Reifenberg. 


Verordnungen für die öſterreichiſchen Telegraphen-Aemter. 
Nr. 1. Ausgeg. am 27. Jänner. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphen-Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes⸗Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat Februar 1880. Z. 1800. 16. Jänner. 

Nr. 2. Ausgeg. am 25. Februar. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphen-Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes⸗Stücke (Napoleond’or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat März 1880. Z. 5320. 16. Februar. 

Nr. 3. Ausgeg. am 25. März. 

Herausgabe des zum internationalen Telegraphenvertrage gehörigen neuen 
Reglements und Tariſes ddo. London, den 28. Juli 1879. Z. 8342. 23. Marz. 

Vollzugsvorſchrift zum internationalen Telegraphenreglement und Tarife, 
ddo. London, den 28. Juli 1879. Z. 8949. 24. März. 


Beſtimmungen über die Aufſtellung der Nachweiſungen für die Abrechnungen | 


mit den auswärtigen Telegraphenverwaltungen. Z 6088. 24. März. 
Nr. 4. Ausgeg. am 26. Mär:. 

Aufhebung der Beſtimmung über die Nachweiſung der Wortſumme der 
beförderten Telegramme in den Rechnungen der Telegraphenſtationen. Z. 5310. 
11. März. 

Beſtimmung des Agiozufchlages zu den Telegraphengebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes⸗Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
caſſen für den Monat April 1880. Z. 8594. 16. März. 

Beilage zum Telegraphen-Verordnungsblatte. 
Nr. 1. Ausgeg. am 24. Jänner. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphentarife. Z. 38.948. 
Nr. 2. Ausgeg. am 4. Februar. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphenſtatiouen. Z. 41.255. 
Ergänzung des Liniennetzes. 22. Jänner. 
Nr. 3. Ausgeg. am 27. Februar. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphentarife. Z. 4472. 
Nr. 4. Ausgeg. am 17. März. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphenſtationen. Z. 7265. 
Ergänzung des Liniennetzes. 8. März. 
Nr. 5. Ausgeg. am 31. März. 
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Poſt⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 


Handels miniſteriums. 


Nr. 1. Ausgeg. am 5. Jänner. 

Verbot der Zeitung „Der Socialdemokrat. Internationales Organ der 
Socialdemokratie deutſcher Zunge“. H.⸗M. Z. 40.937 ex 1879. 2. Jänner. 

Verbot der Zeitſchriften „Rownosé“ (Egalite) und „Bulletin de la revu- 
socialiste polonaise „Röwnosé (Egalite). H.⸗M. Z. 122. 2. Jänner. 

Verpackung der Fahrpoſtſendungen nach der Schweiz, welche eine Alpen⸗ 
paßhöhe zu überſchreiten haben. H.⸗M. Z. 39.483. 28. December. 

Fahrpoſtfendungen nach Duleigno in Albanien. H.⸗M. Z. 40.065. 29. De⸗ 
cember. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den geheimen Rath, Sectionschef Heinrich Frei⸗ 
herrn von Calice zum Botſchafter in außerordentlicher Miſſion bei der hohen 
Pforte ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
Victor Grafen Dubsky taxfrei den Orden der eiſernen Krone erſter Claſſe 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Militär⸗Oberrechnungsrath zweiter Claſſe Ignaz 
Freitſche zum Sectionsrathe des gemeinſamen oberſten Rechnungshofes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Vorſtande des Rechnungsdepartements des Reichs⸗Finanzminiſteriums 
Anton Kenner den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei und dem 
Rechnungsofficial daſelbſt Franz Taſch das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Stanislaus Jakubowicz 
zu Tarnobrzeg in Galizien das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vice⸗Bürgermeiſter der Landeshauptſtadt 
weile Johann Alexander Herlth das Comthurkreuz der Franz Joſef Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den ſpaniſchen Staatsangehörigen Baſilio M. 
Tosca in Matanzas auf Cuba zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Mellach (Steiermark) Joſef 
Heinrich das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher zu Floing in Steiermark 
Franz Trummer das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern Eudoxius Ritter v. Hormu- 
zaki und den Bezirkscommiſſär Nicolaus Balmoſch zu Bezirkshauptmännern, 
dann den Bezirkscommiſſär Peter Jozefowiez zum Regierungsſecretär in der 
Bukowina ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Kanzleiofficial Alfred Rätky von Sala⸗ 
monfa zum Hilfsämter⸗Directionsadjuneten im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Verwalter der Telegraphenhauptſtation in 

Pardubitz Joſef Piekniezek zum Telegraphen-Oberamtsverwalter ernannt. 
| 
| 


Erledigungen. 


Prakticantenſtelle bei der k. k. Generaldirection der Tabakregie in Wien, 
bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 166.) 

Calculantenſtelle bei der k. k. Finanzbezirksdirection in Bruck a. d. Mur 
mit dem Taggelde von 1 fl., bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 188.) 

Secundararztensſtelle in der n. 5. Landesfindelanſtalt in Wien mit jährl. 
600 fl. und Naturalwohnung, bis 18. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 168.) 

Hilfsämter⸗Directionsadjunctenſtelle bei der k. k. Polizeidirection in Wien 
in der neunten, eventuell eine Officialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 
15. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 168.) 

Salinen⸗Hauptcaſſiersſtelle im Status der k. k. Salinenverwaltungen in 
den Alpenländern mit dem Dienſtorte in Ebenſee in der achten Rangsclaſſe mit 
| 1400 fl., Activitätszulage oder Naturalwohnung, Salz-, Holz- und Kohlendeputat 
gegen Caution, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 168.) 

Zwei Prakticantenſtellen mit 300 fl. Adjutum, eventuell auch ohne Adju⸗ 
tum beim Hauptzollamte in Wien, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 170.) 

Bergeleven, beziehungsweiſe Bergprakticantenſtelle bei den Salinen der 
Alpenländer mit Adjutum, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 171.) 
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Demnächſt erſcheint vom 


Handbuch der Geſchichte Beſterreichs 


von der älteſten bis zur neueſten Zeit. mit beſonderer Rückficht auf Länder⸗, 
Völkerkunde und Culturgeſchichte bearbeitet von Prof. Dr. Franz Ritter 
von Krones, fünf Bände, 
eine wohlfeile Ausgabe in 50 Lieferungen à 30 kr. 

Der Preis für das complete Werk, welches bisher 27 fl. 
vo Er. koſtete, ſtellt ſich ſonach auf nur 15 fl. 

Mit dem Erſcheinen der letzten Lieferung erliſcht jedoch dieſer billige 
Subſcriptionspreis und es tritt alsdann wieder der bisherige Ladenpreis aus⸗ 
ſchließlich in Geltung. — Das erſte Heft wird Anfangs Auguſt ausgegeben, die 
Fortſetzung erſcheint alsdann vom September ab in wöchentlichen Lieferungen. 
Beſtellungen erbittet die 5 

Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Stadt, Bauernmarkt 11. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redactenr: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


